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WIENER LANDTAG
Sitzungvom24 .November1933.

Präsident Dr .Neubauereröffnet nach 16 Uhr dieSitzung .
Erteilt mit,dassderzweitePräsidentdesWienerLandtages,Abgeordneter
Leopold Thaller,am 12 .Novembervon einem Polizeiorgan mit einemGummi¬
knüttelins Gesichtgeschlægenwordenist .Abg .Thallerhat mirineinem
Schreiben von diesem Vorfall Mitteilung gemacht und auch die Strafanzeige
erstattet .In der Strafanzeigegeisstes :

" .Als gestern vormittagumca 1/2 11 UhrdiePolizei
die LandstrasseHauptstrasseräumte,standich mitzweioderdreiHerren,
darunter demBezirksvorsteherLahner ,unter demHauseiggangdesHauses
LandstrasseHauptstrasse99/101 ,in demsich bekanntlichunserBezirks-¬
parteisekretariat hefindet .Als der Räumungskondonder Wacheanrückte,woll-¬
ten wir weiter ins Haustor hinein .Die Folizisten verhindertæen dies mit

denRufen"Heraus!".IchhattebereitseinigeSchritteinsHaushineingetan,
als mireinigeWachleutenachstürzten .Ungefährin der MittedesHausflures
hattensie mirdenweiterenWegabgesperrtundwolltensich auf michstür¬
zen .MeinRuf„ Ichbin Abgeordneter "brachtesie sofort zumStillstand .
Ich waran die Wandgedrückt ,die drei Wachleuteumringtenmichundzwar
so,dasseinerunmittelbarvormirstand ,eineranmeinerrechtenSeiteund
einerhinterdenbeidenanderen .Ichbemerktenocheinmal ,dassichAbge-¬
ordneterbin .In diesemAugenblickstürztevonderStrassehereinvierter
WachmannmitgeschwungenemGummiknüttelunddemRufe„ Wasist er !Waswill
or ! "chereinundschlugmit seinemGummiknüttelmitdemweiterenRuf"S0! "
in meinGesicht .DerSchlagtraf michaufderlinkenGesichtshälfteun¬
mittelbarnebenderNase ,vonderStirnüberdaslinkeAugezurlinkenWänge.Als ich nocheinmalrief „ Ichbin Abgeordneter "ranntenalle vierWachleu-¬
te davon. VordemHauseingangstandderWachkommandantSteinbauer.( Der
Nameist mirnicht ganzgelüufig,eskannauchSteinbergeroderStein¬
bauer heissen . Auchist mir sein Rangnicht bekannt ;wohl aber fällt erjedem
durchseineGrösseundseinbekanntesscharfesVorgehenauf . )Ichtrataufihnzuundrief :„ Siekennenmåchdoch ,wiekönnenSieAbgeordneteschlagen
lassen ! "DaraufhobderWachkommandantseineHand,sowiewenner mireine
Ohrfeigegebenwollteundrief : "SchreienSie nicht so mitmir " .Darauf
stürzte erdavon .

Dies ist der Tatbestand,denich gestern schonmündlichmel¬
dete .Ich füge nochhinzu ,dass sich der ZustandmeinesAugesim Laufedes
Zagesverschlechterte ,dassdieAnschwellungin derganzenlinkenGesichts¬
hälftesogrosswurde,dassdasAugevollkommengeschlossenwar .AmNachmit¬
tagtratenstarkeSchmerzenundFieberauf .Heuteist dieAnschwellungzu-¬
rückgegangen ,das Auge ist jedoch noch immer vollkommen geschlossen undstar¬
ke SchmerzenamStinnknochensindvorhanden .

GegenüberdemWacheorgan,dasdenSchlaggegenmichgeführt
hat ,erstatteih dieAnzeigewegenKörperverletzung.NameundDienstnummer
das Wachmannessind mir selbstverständlich nicht bekannt .Die wenigenWach- ¬
leute ,die an demVorfall beteiligt waren ,müssensich leicht feststellen
lassen . DerMann ,der denSchlagführte ,warmittelgross ,vonschmächtigerGe¬
stalt ,in mittleren Jahren ,hatte strohblondes steifes Haar,unreines Gesicht
undeinenkaumzu bemerkendenlichten Bart ."703
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Es ist also festzustellen ,dass die Polizeiorgane,obwohl sie vomHerrn
Präsidenten Thaller wiederholt auf seine Funktion als Landtagsabgeord¬

neter aufmerksam genacht worden sind ,die Immunität eines Landtagsabgeord - ¬
neten nicht geachtet haben .Ich werdedemHerrnLandeshauptmannvondiesem
zweifellosen Ausserachtlassenverfassungsgesetzlicher BestimmungenMittei -¬
lungmachenundihnersuchen ,in geeigneterFormdasWeiterezuveran¬

lassen .
Es wirdsodannin die Tagesordnungeingegangen.

Die Gesetzesvorlagenbetreffend die NovellierungdesLust- ¬
barkeitsabgabegesetzes ,des Gesetzes betreffend die Nahrungs -oderGenuss- ¬
mittelabgabeundbetreffenddiezeitlicheBefreiungvonderWohnbausteuer
aus demTitel der BauführungwerdennachdemReferatedesSt. . Danneberg
dieGesstzesvo-rlagebetreffenddieNovellierungdesWienerTheatergesetzes
nach demReferate des St . . Richterin erster und zweiten Lesungangenommen.

St. . Richterreferiert sodannüberdieGesetzesvorlage
betreffend die BefreiungvonAnliegerbeirrägen .DieNovelle setzt fest ,dass
die in dembisherigenGesetzbis zum31 .Dezemberd .JahresgeltendenBe-¬
stimmungenauchaufBaubewilligungenausgedehntwerden ,die bislängstens31 .Dezember1934gegebenwerden .

Abg. Ullreich ( chr .soz . )begrüsst die Vorlage,da sie eine
ErloichterungfürBauführungenbringt .DochsolltedieGemeindeweitergehn
unddie private Bautätigkeitnochviel weitergehendentlasten .Wehindie
ausserordentlicheBelastungder privatenBuführungdurchdieAnliegerbei¬
träge undandereLastenführt ,geht aus VeröffentlichungendesIngenieur¬
undArchitektenweredneshervor ,die aufzeigen ,dasssich infolgederBelastun
derBgutätigkeitdiebaulicheEntwicklungin Wiennichtsovallzieht,wie
manes sich gedachthat ,dass sie nämlichvomverbautenStadtkernerganisch
weiter geht ,sondernso,dass gegendie äusserste Peripheriein Wieneine
Zene ,dieleerbleibt,übersürungenwird ,sodassgeradedieFlächen,dieim
Stadtbauplanals Grünflähhenvorgesehensind ,vorzeitigzuWohngebieten
werden,währenddas eigentliche Bauland unverbaut bleibt .Auchdiegenossen¬
schaftliche Bgutätigkeit fördert man nicht ,sondern sucht sie auf alle
mögliche Art zu erschlagen .Da werden den priwaten Buwerbern die Anlagekos - ¬
ten aber auch die dauernd mitder Strassenerhaltung und - betreuungzusanmen¬
hängendenLastenauferlegt .Dazukommtdannnochdie aufreizendwirkonde
Tatsache ,dass für diese Strassenflächen auch die Steuer vonunverbautom

Grundgezahltwerdenmuss( HörtHört . . Chr. soz. )Dasgibtesaufderganzen
Weltnicht .In demeinenPunktist die Gemeindekonsequent ,dass sieallen
Genossenscha ten Lasten auferlegt .Sonst aber scheint die Haltung derGe- ¬

meindedeneinzelnenGenossenschfftengogonübernichtdiegleichezusein.
In der letzten Zeit wird viel übr die Wolfersbegger Siedlunggeaprochen .
Dahat es in der letzten Zeit einen Krachgegeben,sodass solbst dio"Rathaus-¬
korrespondenz"miteinemBerichtausrügkenmusste,dermanchesInteressan¬
te onthält .Es gibt eine ReihevonSiedlungen,beidonensich dieGemeindo,
obwohlsie dazuverpflichtet wäre,beharrlichweigert ,die Rand -undDurch¬
zugsstrasseninihreObhutzuübernehmenundsiozuorhalten.InWolfersberg
hat die GomeindezweiStrassenübernommen.Ja sie hat sogar denBauder
Wohnstrassenübernommon.DieGemeindehat allerdingsvondnWolfersberger
SiedlernKostenersatzverlangt undist diosenSiedlernschliesslichont-¬
gegengekommen .Dagegenist nichts einzuwenden .Warumkommtmanabernicht
anderenSiedlernebensoentgegen .DieErklärungfür diesobesondereHaltung
dor Gemeindoim Fallo Wolfersberg ist wohl darin zu suchen,gass seinerzoit
die sozialdemokratischenGomeinderatskandidatenalles Interessodaranhatton ,
für die WolfersbergerSiedlungotwaszu erreichenundeiner dieser Herrenist
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sogar soweit gegangon ,dass or in Wolfersberg nicht als Politikor ,sondern
als Vertreter der Gemeinde aufgotroten ist .

Jetzt geht der Streit umdie Kosten der Wasserleitung .Den
Leutenist seinerzeitzugesichertworden ,dassdasbezüglicheStadtamt
Druckprobenvornehmenwerde ,umfestzustellen ,ob die bestehendeWasser¬
leitungdenVorschriftenentspricht ,es ist auchgesagtworden ,voraus¬
sichtlich werdenur inø einemZehntelder Fälle eine neueAnschluss¬
leitung notwendigsein .Nunwird den Leuten nacheinander dasWasser
abgesperrt .VordenAprilwahlenimJahre1932hat manmitdenLeutenein
Uebereinkommengeschlossen ,um sie für die sozialdemokratische Partei
zugewinnen ,undin einemdamalserschienenenFlugblatthat esgeheissen:
Wirhoffen ,dass die Siedler vonWolfersbergaus demVerhaltenaller in
Betracht kommendenStellen am24 .April die einzig richtige Konsequenz
ziehen und geschlossen für die sozialdemokratische Liste stümmenwerden

( Hört,hörtbei denChristl .Soz . )Ausder VeröffentlichungderRathaus¬
korrespondenzgeht hervor ,dass den Leuten ,die nicht das Geldhatten ,
um die Anliegerbeiträge zu erlegen ,ein langfristiges Darlehen vonder
Zentralsparkasse gewährt worden ist ,obwohl es sonst ungeheuerschwer
ist ,ein solches Darlhen zu erlangen .Sie haben auch einenachtzig¬
jährigen Baurechtsvertrag erhalten ,während die Gemeinde sonst über
dreissig Jahre nicht hinausgeht .Jetzt ist es zu demStreit gekommen,
weil manihnen seinerzeit Dinge in Aussicht gestellt hat ,die manhinter¬
hernichteinhaltenkonnte .Rednererklärt ,er sei nichtgegeneinEnt¬
gegenkommender Gemeindean die Siedler vonWolfersberg ,sondernnur
gegendie ungleiche Behændlungder Siedlungsgenossenschaften .Die
GemeindemussallenBaugenossenschaftenin gleicherWeiseentgegenkommen,
wennsie will ,dasArbeitundVerdienstgeschaffenundneueWohnungen
hergestellt werden .( Lebhafter Beifall bei den Uhrisgl .Soz . )

Stadtrat RICHTERbemerktzu denkritischenAeusserungendes
Vorrednersüber die bauliche EntwicklungWiens ,dass die Schaffungeiner
unverbautenMittelzoneaufeinenatürlicheWeisezuerklärensei .Die
BevölkerungszahlWiensist seit demKriegeungefährum100 . 000gefallen ,
andererseitsist das BedüfnisnacheinemEigenheimin derBevölkerung
so stark geworden ,das naturgemässdie Leute an die äusserstePeröpherie
gegangen sind ,wo die billigsten Grundpreise sind .Durch die ziemlich
weitgehendeVerarmungwurdevor allemdas kleinere undmittlereBürger¬
tumgetroffen ,dasdie Mittelzonedurcheinen :Gürtelvonkleineren
Häusernhätte ausfüllen sollen .Die Gemeindegewährt absoluteSteuer¬
freiheit ,wassonst nirgendsgeschieht ,sie verlangt keineAnliegerbei¬
träge ,stundetdie Kanaleinmündungsgebühr,kurzsie tur alles ,umdie
Bautätigkeit zu fördern .Das haben auch die Ausführungen des Gemeinde¬

rates UllreichüberWolfersbergbewiesen .DieBewilligungvonachtzig .
jährigen Baurechtsverträgenist darauf zurückzuführen ,dass die Siedlerbei
einemkürzerenBaurechtsvertragdasDarlehenvon . 500Schillingvonder
Zentralsparkasse nicht bekommenhätten .Die alte Wasserleitungwarfür
ein Schrebergartengebiet angelegt ,wodas Wassermicht währenddesganzen
Jahres und nicht in so grosser Mengegebraucht wird .WennBaurechteauf
achtzig Jahre gegeben werden sollen ,muss man für eine ordentliche Wasser¬
leitung sorgen .AufdemWolfersbergwarenin zwei MonatensechzehnWasser¬
gebrechen zu verzeichnen ,ein Beweis ,dass die alte Wasserleitung ihrem
Zwecknicht entspricht .Die Stadtverwaltung kann nicht vor demStarrsinn
von 30 oder 35 Menschenkapitulieren ,die unter 500 die Zahlungverweigern .
Es ist den Leuten nichts versprochen worden,mdie Verträge sind vom

Gemeinderatin aller Oeffentlichkeit beschlossenworden .
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Tatsache ist ,dass die Gemeinde auch im Falle Wolfersberg alles getan
hat ,umden Leutendie Existenz zu erleichtern,und dass sie auchin
Zukunftbestrebtseinwird ,dieBautätigkeitzufördern .(LebhafterBeifall bei denSoz .Dem. ) .

AbgeordneterULLREICH( Christl .Soz . )stellt in einertatsächlichen
Berichtigungfest ,dass er sich nicht über ein zu weitgehendesEntgegen¬
kommengegemüberdenSiedlern vonWolfersbergbeschwerthabe .

Der Gesetzentwurfwird hierauf in erster und zweiterLesung
angenommen.

StadtratSPEISERreferiertüberdieGesetzesvorlage,betreffend
die Aufnahmevon Hilfslehrern und Hilfslehrerinnen .DerGesetzentwurf
dient der Hera nbildung eines geeigneten Nachwuchsesfür den Dienstan
öffentlichen Volksschulen in Wien und verfolgt den Zweck ,Lehramtsan¬

wärtern die notwendigeAusbildungim Schuldiensteunddie Erlangungder
für die Ablegungder Lehrbefähigungsprüfungvorgeschriebenen Praxiszu
ermöglichen .Die beantragten Massnahmentragen der in dergegenwärtigen
ZeitimmerstärkerhervortretendenForderungnachSchaffungvonArbeits¬
gelegenheiten für die Jugend Rechnung .Nach dem Entwurf können Lehr¬

personen ,die die allgemeinenundbesonderenErfordernissefür dieAn¬
stellung im öffentlichen Schuldienst erfüllen ,als Hilfslehreroder
Hilfslehrerinnen angestellt werden .Die Lehrverpflichtung ist grund¬
sätzlich die gleiche wie für Lehrpersonenan öffentlichen Volks -oder
Hauptschulen ,darf aber imInteresseder Ausbildungnichtunter
15Stundenwöchentlichbetragen .DasDienstverhältnisist mitzweiJahren
befristet und kann ausnahmsweise verlängert werden .Es ist währenddieser
Frist gegen einmonatliche Kündigungaus wichtigen Gründensofort lösbar .

Ein Rechtsanspruch auf Uebernahme in den öffentlichen Dienst wird nicht

begründet .HinsichtlichderallgemeinenRechteundPflichtengeltendie
einschlägigenBestimmungendes Wiener-Lehrer-Dienstgesetzes .Fürdie
Hilfalehrer ist eine monatlicheEntschädigungvon120Schillingfest¬
gesetzt .Schliesslich sieht der Gesetzentwurf im Interesse derHilfs¬
lehrervor ,dassdie in dieserEigenschaftzurückgelegteDienstzeitfür
dieErlangungdesLehrbefähigungszeugnissesangerechnet. :undim
Falle der definitiven Anstellungmit ZustimmungderGemeinde/teilweise
oderin vollomAusmassfür dieFestsetzungdesRangstagesg

angerechnet wird .



FRATHAUSKORRLSPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZXAVERFRIEDRICH

Wien,am. . . .V .Blatt
Abgoordnete Schlösinger ( chr . soz . )begrüsst die Vorßage ,

die demZustandein Endebereite ,der die JunglehrervoneinerAnstellung
förmlich ausgesperrt habe . Wirhaben schon immer darauf gedrängt,Hilfslehrer

anzustellen,unsere Forderungenseien aber immerabgewiesenworden .Die
christlichsoziale Fraktion habe dem Lehrernachwuchs stets das grösste Au¬
genmerkzugewendet . Heutemüsse mit Bedauern konstatiert werden ,dassdie
GemeindeWienmitderEinstellungvonHilfslehrernzulangezugewartethab
Die finanzielle Not der Gemeindezwinge sie jetzt,billige Kräfte einzu - ¬
stellen .DieVorlagesei /auseinemNotstandhervorgegangenundeswäre
wünschenswert,dassdasGesetzauchals Notstandsgesetzbezeichnetwerde.
Wirverlangen eine gerechte Auswahlder Gesuchswerberund werdendarüber
wachen ,dass die Anstellungennicht nachparteipolitischen Grundsätzener - ¬
folgen .Fürdie Anstellungdürfennurdie gesetzlichenVorschriftengelten
unddie Gesuchswerbermüssengeeignetsein,nachsittlich religiösenund
vaterländischenGrundsätzen .Die Rednerinbeantragt ,dass der Absatz1des
§ 1 desGesetzeslautensoll : "InAnbetrachtderschwierigenFinanzlageder
Gemeinde Wienundder grossenZahlvonstellenlosen Lehramtsanwärternsind
ausserordentliche Massnahmenfür die notwendigeErgänzungderLehrerzahl
an öffentlichen Schulender GemeindeWiennotwendig .AusdiesemGrunde
könnenimDiensteanöffentlichenVolksschulenin WienLehrpersonen
zuraushilfsweisenVerwendungangestelltwerden . "FernerbeantragtdieRed
nerin ,dassdieWirksamkeitdesGesetzesam31 .Dezember1935endensoll ;
ferner sollen die Hilfslehrer undHilfslehrerinnendenAnforderungenent¬
sprechen,diefürdieAnstellungimDiensteanöffemtlichenVolksschulen
in denParagraphen38und18desReichsvolksschulgesetzeshiedergelegtsind
Siemüssenvondenim§ 105derSchul -undUnterrichtsordnungangeführten

Hindernissen für die Verwendungim Lehramte frei sein und dies durch
BeibringungeinesLeumundszeugnissesausjängsterZeiterweisen .EineEntlas
sungsoll nur dannerfolgen,wenneine schuldbareVerletzungderDienstes-¬
pflichtenvorliegt. HilfslehreroderHilfslehrerinnen,dieeineMindestens
zweijährigetatsächliche Dienstleistungmit einer Verwendungvonmindesten
15 Wochenstunden an öffentlichen Volksschulen aufweisen,sollen zuproviso - ¬

rischenVolksschullehrernernanntwerden .Fernersoll diezufriedenstellend
Dienstleistungangerechnetwerden.SchliesslichbeantragtAbg.Schlösinger,
dassdieHilfslehreruderHilfslehrerinnen,diewährenddesSchuljahres
mehrals insgesamt23Wochenin Verwendungstanden ,dieEntschädigungvon
120Schillingauchin denHauptferienerhaltensollen .

GR. Stöger(chr. soz. )bemerkt,dielangjährigeForderungder
MinoritätnachPerücksichtigungder Junglehrerschafthabedochendlich
Gehörgefunden ,aberesmise schärfsterProtestdagegenerhobenwerden,
dass nur die Absolventendes PädagogischenInstituts Berücksichtigung
findensollen ,diemitganzwenigenAusnahmenMarxistensind .EineganzeReih
vonPehramtsanwärternkönnenauf dasDoktonatoderauf denBesuchmehrerer
Semester der Univerzität hinweisen .Der Geist des Pädagogischen Instituts

stimmtsicher nicht mit der Einstellung überein ,die die Wieneründ
österreichisheBevölkerungvonder Lehrerschaftzu fofdernberechtigtist .
EinGrossteilder männlichenHörerdesInstituts sindMitgliederderakadem
schenLegion,dieeineGruppedesRepublikanischenSchutzbundesware .Am
FädagogischenInstitutereignetensichaucheineReihevonDingen,
die zumschärfstenProtest herausfordern .Sowurdein einer derArbeitsge-¬
meinschaften des Instituts anlässlich von Vorträgen über die sexuelleAuf¬
klärungvondenHörernundHörerinnendie AusfüllungeinesFragebogens
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verlangt ,in welchemFragenüberdieeigenesexuelleAufklärungdesHörers
undderHörerinundihreWirkungenimpsychischerundphysischerBeziehung
gestellt waben .Die Mehrzahl der Hörer und namentlich der Hörerinnenverwei¬
gerten die Ausfüllungdes Fragebogens .Odereinmalhatte ein Dozentkeine
Zeiitzuunterrichten ,darauschteseineFrau: in denLehrsaalherein
undübernahmfürihndenUnterricht( Abg.Furtmüller: Dasist einlängst
richtiggestellterBlödsinn. )BeidieserEinstellungdesPädagogischeninstituts ist es nichtzuverwundern,dassimJahre1930die aneinerSchule
ernannten4 LehrerinnenJüdinnenwaren .Die Minorität mussdie ernsteFor¬
derungstelden ,dassdieAnstellungderLehrerschaftnachgerechtenGrund-¬
sätzenerfolgt .DerRednerrichtet schliesslichandenReferentendieFrager
obeswahrsei ,dass50AbsolventendesPädagogischenInstitutsseit8Tager
bereits angestellt sind,wiegrossdie Zahlder in AussichtgenommerenAn¬
stellungenist undobderReferentgesonnenist,parteiischeWillkürbei
AnstellungderHilfslehrerschaftauszuschalten.( Lebh.Beifallb .. Chr. soz. )

Abg .Dr - Zörnlaib( chr,soz . )bemängelt die Diktion desGesetz
DaFun “heisstes . B,in dem§ : "DieBestimmungender§ §30bis32
433,Abs.1und2,34bis37,42und15desGesetzesvom27 .Juni1923,L.
. Bl .. 2 .fürWienNr .72,inderFassungderGesetzevom16 .Juli1924,. . Bl .für WienNr .19,vom15 .Mai1925,L. . Bl.für WienNr .35,vom10 .

Juli 1931,L. . Bl.für WienNr .36undvom24 .Juli 1933,L. . Bl.fürWien
Nr .38finden. . . . .Anwendung".EinesolcheDiktionist geradezuirrsinnig.
Beieiner solchenFassungeines Paragraphenkommtmanlangsamaus derFas¬
sung .DieerstePflichtdesGesetzgebersmüsstedochsein ,deBestimmungen
klarzufassen .ErerhebediesenVorwurfdurchausnichtgegendieWiener
Landesgesetze ,es wäreaberhochan der Zeit ,so vielfachnovellierteGesetze
einmalzu vereinheitlichen .( Lebh .Beifall . d .Chr. soz. )

St . . Speiserstellt zunächstgegenüberder Abg .Schlösinger
fest,dass in WienvomJahre 1919 bis 1931 579 NeuanstellungenvonJungleh - ¬
rernerfolgtsindundvomJahre1928bis1931allein126solche /Anstellun-¬
gen .Dabeiist dieSchülerzahlvon1919bis1933umrund54. 000gesunken.
BekanntlichwarimJahr1919dieZahlderLehrerin Wienausserordent-¬
lichgress ,daindenKriegsjahrenfürdieeingerücktenmännlichenLehr¬
personenweiblicheAushilfslehrkräfteeingestellt wurden ,die manausso¬
zialenGründennachdemUmsturznichtentlassenwöllte .Esist sehrsonder-¬bar ,wennmandarausdemLandWineinenVorwurfmacht. WennmanderGemeinde
WiendasLndNiederösterreichals Mustervorhält ,soseidemgegenüber
fæstgestellt ,dassin denJahren1924bis 1925in Niederösterreichdiedurch-¬
schnittlicheSch-üleranzahlin deneinzelnenKlassen4l ,in Wiennur30
" undc imletztenSchuljahrin Niederösterreich18undin Wiennur35war( HörtHört. .Soz.dem.)St. .Speiserwendetsichsodanngegendie
vonAbg.StögererhobenenVorwürfegegendasPädagogischeInstitutundbe-¬
merkt ,derGeistdieserAnstalterscheineihmdurchausrichtig . Esseimöglich
dassZöglingediesesInstitutsMitgliederdesRepublikanischenSchutzbundes
waren ,ebensomöglichist es aber ,dassZöglingebeimFreiheitsbundoder

inbeidnStæmmscharensind ,Esist nichtrichtig ,Anstellungsbedüngnggan
parteipolitischeAnschannzngenhinainzubringen.DervomAbg.Stögererwähnte
furchtbareVorfallhatsichwirklichereignet.EinVortragender,nämlich
EsrTHofratFurtmüller,derfranzösischenUnterrichterteilt,istimletztenMo¬
menterkranktundseineFrau,dieaufdiesemGebiethervorragendfachlichqualifiziertist,undvondrauchdasLehrbuchfürdiefranzösissheSprache
amPädagogiumstammt,ist fürihrenManneingesprungen.Wennr es in
allen anderenBeziehungenamPädagogiumso furchtbar ausschaut kannman708
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mi - tdieseranstaltwirklichzufriodensein . St .. Speiserorklärtessodann
als unrichtig,dassschonseit 8 TagenHilfslehrkräfteeingestelltworden
seien,es seien vielmehr nur einige Hospitanten zugelassen aber noch
keiner von ihnen angestellt worden( Beifall b . . Soz .dem )

Abg .Schlösingerstellt in einerkatsächlichenBerichtigung
fest ,dass im Jahre 1919 die letzte normale Lehreranstallung in einer
grösserenZahlerfolgte ,dassabervon1920bis 1932nicht mehrals194
Junglehrerangestelltwurdengweitersberichtigtsie ,dasseinSinkender
Schülerzahlnurbis zumJahre 1927erfolgte .Von1927bis 1932nahmdie
Schülerzahl um25 . 000zu ,während die Lehrerzahl um810 gesunkenist .

DasGesetzwird hierauf unter Ablehnungder vonderAbg.
SchlösingergestelltenAnträgeinersterundzweiterLesungangenommen.

. . ! : ufübor oin Coetz ,ba - ¬3 .
mehme :Me ." . ringerung der zanl anLenrpersonen

Stadtrat Speiser berichtet hierauf über eine Abänderung
des Lehrerabbaugesetzes .Der Zweckdes Gesetzentwurfes ist dieVerlän¬mit
gerung der Ziå % .Dezember 1933 befristeten Massnahmenzur Verringerung
der Zahl der Lehrpersonenan öffentlichen Volks -undHauptschulenin
Wienbiszum31 .Dezember1934 .IndemGesetzewirddieamtswegigePensi¬
nierungvonLehrpersonenmit einer DienstzeitvonmindestenszehnJahrenfür zulässigerklärt .AufWunschdesBundesministeriumsfürUnterricht
wurdeeine neue Bestimmungaufgenommen ,wonachder AbbauunterBerück¬
sichtigungdersozialenBedürftigkeitundderallgemeinenEignungvorzu¬dgnehmenist .Der Referent bermerkt hiezu ,dasse Abbauselbst - ¬
verständlich nach sozialen Gesichtspunkten und unter Berücksichtigungder
Eignungdurchgeführtwerdenwird ,under sprichtdie Hoffnungaus ,dasses
nicht notwendigsein werde ,imfolgendenJahrevondiesenAbbaubestimmungen
einen umfangreicherenGebrauchzu machen ,weil ja allgemein derWunsch
vorherrscht ,nicht zu viele Lehrpersonen aus dem Wiener Schuldienst zu
entfernen und auf diese Weise das Wiener Schølwesen auf seiner Höhezu

erhalten . e FrauSchlösinger( Chr .Soz . )Bezeichnetesals
eine Schands ,dass die Hauptschulen in Wien mit ungeprüften Lehrern über¬
flutet sind und dass die Volksschullehrer von Klasse zu Klasse ,von
Schulezu Schulegejagt werden .Die nach demUmsturzzweifellosvorhandene
UeberzahlwurdeschondurchdehUmstandstark ausgeglichen ,dassdie
Schulreform ,die eine geringere Schülerzahl voraussetzt ,einengrösseren
Bedarf an Lehrern zur Folge hatte .DenLehrern wurdemit derDrohung ,
dass sonst die jungen Lehrer entlassen werden müssten ,die Zustimmungzu
demLehrerdienstgesetz :abgezwungen,das die Lehrerfreiheitenso gutwie
ganz vernichtet und in achtundzwanzigfacher Weise das freie Ermessen ded

Dienstgebersverankert .Es ist eine starke Zumutungan dieOpposition,
die Verlängerung dieses Gesetzes ,dessen erste Beschlussfassung sie schon
abgelegnt hat ,bis zum31 .Dezember193 )zuzugestehen .Eine sachliche und
auch eine finanzielle Begründunggibt es dafür ganz gewissnicht .Dafürgib
es aber eine parteipolitische Begründung .Ander Abbaulistehatweniger
Stadtrat SPEISERein Interessc ,als vielmehr Herr Neumann ,denn wenndas
Damoklesschwertdes Abbauesdroht ,dannwehtfür denStädtischenVerband
der Angestellten ein günstiger Wind ,der Geschreckte in den Verband ,aus
demsie in Massengeflohen sind ,wieder zurückdrägt .Die Christl .Soz .Partei
protestiert energischdagegen ,dassder Abbauals ein Mittelverwendetwird ,
umdie Lehrerschaft ständig in Beunruhigungzu erhalten .Ein solcherZu¬SLa kreh .
stand muss den notwendigen SchwungderLchrerarbeit . Die Chr .Soz .
Stimmengegen das Gesetz nicht bloss deswegen ,weil der Schulbetrieb in

704



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVER FRIEDRICHXIII .Blatt Wien ,am .

Wieneinen Abbaunicht verträgt ,sondernweil dieses Gesetzausge¬
sprochenLehrerfeindlich ist .Es ist das härteste Abbaugesotz ,das
überhauptin Oesterreichgeschaffenwurde .DerBundunddasLand
Niederösterreichhabensich bemüht ,denAbbaumöglichstschonenddurch¬
zuführen .DasWienerGesetzist ein ausgesprochenesZwangsgesetz.Es
gibt wohleine freiwillige Meldungfür das Ausscheidenaus demDienst ,
abernurgegenAbfertigung.DassdieseMassnahmeganzunmöglichist ,be¬
weist der Umatand ,dass sich nur eine Lehrpersonfür dasfreiwillige
Ausscheidengemeldet hat .Eine Meldungzur freiwilligen Pensionierung
sieht das Gesetz nicht vor .Es enthält auch gar keine Richtli nien für
die Durchführung des Abbaues ,sondern stellt ihn vollkommenin das
freie Ermessendes Dienstgebers .Eine Verschlechterung gegenüberder
ersten Fassung bedeutet die Abbaumöglichkeitvon Lehrpersonenmit
zehnDienstjahrenundeinebesondereHärteliegt darin ,dassdasGesetz
keine Wiederverwendungsmöglichkeit vorsieht .Aus denangeführten
Gründen ist die christlichsoziale Partei nicht in der Lage für die Ver¬

längerungdiesesganzunsozialenundhartenLehrerabbaugesetzeszu
stimmen .( Beifallbei denChr .Soz. )

dem
Abgeordneter Stöger ( Christl .Soz . )erklärt ,dassSchulwesen

gerade in der heutigen Zeit die grösste Bedeutungzukomme .Essei
daher klar ,dass der Schulbetrieb ungestört bleiben undderLehrkörper
seine Arbeit ungehindert von äusseren Einflüssen leisten müsse .Der
Rednergibt der HoffnungAusdruck ,dass die WirksamkeitdesGesetzes
tatsächlich mit 31 .Dezember 1931 erlöschen möge .( Beifall bei den
Chr .Soz . ) .

In seinem Schlasswort stellt Stadtrat SPEISERfest ,dass es die
Gegenwartleider verhindere ,gewisseIdealebestehenzulassen .Von
einemparteimässigenAbbaikönnenicht die Redesein ,da der Abbaunur
nach rein sachlichen Gesichtspunktendurchgeführtwerde .Wenndie
Finanzender GemeindeWiennicht immergestört werdenwürden ,brauchtedi
Verwaltungkeinen Lehrerabbauen .

Damitist die Debattegeschlossenunddie Vorlagewirdin
erster und zweiter Lesungbeschlossen .

DieTagesordnungist erledigtundPräsidentDr .NEUBAUER
schliesst um19 Uhr25 dieSitzung .
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